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Unternehmensschutz

Wie oft beschäftigen sich Gerichte mit
demThema„Speicherdauer“?
Ulrich Dieckert: Esgibtsogut wiekeine
Gerichtsentscheidung, bei der das The-
ma „Speicherdauer“ im Fokus steht.
Dies liegt jedochimWesentlichen dar-
an, dass Behörden und Unternehmen
vor Einsatz von Videoüberwachungs-
maßnahmenin der Regel eine daten-
schutzrechtliche Vorabkontrolle durch-
führen,inderenRahmenauchdiebeab-
sichtigte Speicherdauer einer Überprü-
fung unterliegt. Meistens kommt es
dann zu gesetzeskonformen Regelun-
gen. Hat eine solche Vorabkontrolle
nicht stattgefunden und gerät eine
möglicherweisegesetzwidrigePraxisin
das Visier der zuständigen Aufsichts-
behörde, also desjeweiligenLandesda-
tenschutzbeauftragten, dann machen
diese auchin Bezug auf die Speicher-
dauer entsprechende Auflagen. Nur
ganz selten muss daher vor Gericht
über diesenPunkt gestritten werden.

Gibt es eine allgemein gültige Regelung
zuder Speicherdauer vonVideodaten?
Ulrich Dieckert: Das Bundesdaten-
schutzgesetz, welches für Bundes-
behörden und Unternehmen gilt,
macht hierkeineinTagenoder Wochen
bemesseneVorgaben. Gemäß§6bAbs. 5
sind die erhobenen Bilddaten unver-
züglichzulöschen, wennsie zur Errei-
chung des Zweckes nicht mehr erfor-
derlichsind oder schutzwürdige Inter-
essen der Betroffenen einer weiteren
Speicherungentgegenstehen.

Diese Vorgaben sind nicht sonderlich
präzise. Wannetwa wäreeine Videoauf-
zeichnung„nicht mehrerforderlich“?
Ulrich Dieckert: DieseFragelässtsichin
typischer Juristenmanier mit einem:

„Es kommtdaraufan“ beantworten. So-
lange der Gesetzgeber keine konkreten
Vorgaben macht, muss der Anwender
selbstverantwortlich prüfen, wann er
die Aufnahmen löschen muss. Dabei
könnenje nach Anwendungsfall völlig
unterschiedliche Fristen herauskom-
men. So werden beispielsweise Auf-
zeichnungen von Tankstellen im
24-Stunden-Rhythmus überspielt, weil
Tankdiebstähle innerhalb kürzester
Frist festgestellt und die entsprechen-
denSequenzengesondertabgespeichert
werden können. Aufzeichnungen von
Bankautomatenhingegen werdeninder
Regel über sechs Wochen lang aufbe-
wahrt, damit Manipulationen, die vom
Kunden nach Zusendung der Bankaus-
züge festgestellt werden, noch wir-
kungsvoll aufgeklärt werdenkönnen. I m
Überseehandel lassen Datenschutzbe-
auftragte sogar eine dreimonatige Spei-

cherung der beim Verladevorgang er-
stelltenBilddatenzu, damit Reklamatio-
nenbei Erhalt undAuspackender Waren
nochüberprüft werdenkönnen.

Kommt es auch daraufan, in welchem
Bundesland die Videoüberwachung
stattfindet? Nach den Landesdaten-
schutzgesetzengibt es hier docherhebli-
che Unterschiede.
Ulrich Dieckert: Die Unterschiede sind
in der Tat erstaunlich und aus meiner
Sicht auch nicht nachvollziehbar. Die
Spanne reicht von 24 Stunden – etwa
nachdemSaarländischenoder Bremer
Datenschutzgesetz–über48Stundenin
Brandenburg beziehungsweise sieben
Tage in Schleswig Holstein, Mecklen-
burg-VorpommernundHamburgbiszu
drei Wochen in Bayern oder vier Wo-
cheninBaden- Württembergsowiezwei
Monate in Sachsen. Dabei handelt es
sichjedochinallenGesetzenumMaxi-
malfristen.

GrundsätzlichsinddieerhobenenBild-
daten unverzüglich zulöschen, soweit
sie nicht mehr zurVerfolgungvonOrd-
nungswidrigkeitenvonerheblicher Be-
deutung oder von Straftaten oder zur
Geltendmachung von Rechtsan-
sprüchen benötigt werden. Adressaten
der Landesdatenschutzgesetze sindje-
doch nur die Behörden der jeweiligen
Bundesländer – für Unternehmen gilt
einzig und allein das Bundesdaten-
schutzgesetz. InStreitfällenkannesje-
doch durchaus einen Unterschied ma-
chen, welcher Landesdatenschutzbe-
auftragte mit der Sachebefasstist. Hier
gibt es in Deutschland– wie auf ande-
renGebietenauch–eingewisses Nord-
Süd-Gefälle. Analog der gesetzlichen
RegelungensinddieDatenschutzbeauf-
tragtenimSüden der Republik häufigv

Speicherdauer von Videoaufnahmenin Unternehmen

Der SüdenisttoleranterWurdein denletzten Monaten über VideoüberwachungamArbeitsplatz diskutiert, gingesvor allemum
das Thema„offeneundheimliche“ Überwachung. Ein Teilaspekt der Videoüberwachung–dieerlaubte
Speicherdauer der Aufnahmen– wirddagegenkaumbeachtet. Das Themaist allerdings heikel, daes
hierzukeineeinheitlicheRechtsprechunggibt undVerstößesanktioniert werdenkönnen. Umdieszu
vermeiden, müssen UnternehmenschonimVorfeldeiner geplanten Videoüberwachungsmaßnahmealle
Details akribischregeln. Wiedies ambesten geschieht, erläuterteRADr. Ulrich DieckertimGespräch
mit WIK-Redakteur Claus Schaffner.

RADr. Ulrich Dieckertist Partner der überörtli-
chen Sozietät „Witt Roschkowski Dieckert“,
die unter anderemfür die Bauwirtschaft bera-
tendtätigist. Er hat sichi mBereich der Si-
cherheitstechnik auf das Thema Videoüberwa-
chungspezialisiert, berät Betreiber undEr-
richter bei der Einführungsicherheitstechni-
scher Einrichtungen, unterstützt Unternehmen
bei mEntwurf von Betreiberkonzepten und
vertritt diese bei der Aushandlungvon Be-
triebsvereinbarungenzumThema Videoüber-
wachung. Kontakt unter: www. wrd. de
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großzügiger bei der TolerierungvonSpeicherfristenals ihre
norddeutschenKollegen.

Machteseinen Unterschied, obdie Videoaufnahmenin„öffent-
lichzugänglichenRäumen“–etwainKaufhäusern, Bankschal-
terhallen oder Eingangsbereichen – erhoben werden oder in
„nicht-öffentlichen“ Bereichen wie dem Fabrikgelände oder
Büroräumen?
Ulrich Dieckert: DiesistinderTatein wunderPunkt. Während
esfürVideoaufnahmenimöffentlichzugänglichenBereich mit
§6bBDSGeine klareVorschrift gibt, hat es der Gesetzgeber bis
heute nicht geschafft, den öffentlich nicht zugänglichen Be-
reich,insbesondereBetriebsstätten, zuregeln. Derseit mehrals
zwei Jahren vorliegende Entwurf einer Regelungfür den Be-
schäftigtendatenschutz ist aus politischen Gründen immer
nochnichtverabschiedet worden. Allerdingssah§32fAbs. 3des
Entwurfes auch keine konkrete Speicherdauer vor. Insofern
bleibtesauchhierbeimobenerwähnten„eskommtdaraufan“.

Nungibt es dochabereine Entscheidungdes Bundesarbeitsge-
richtes aus demJahr 2008, dieeine Speicherdauer bis 60Tagen
erlaubt und die oft als „Vorlage“ genutzt wird.
Ulrich Dieckert: DieseEntscheidunglässt sich meines Erach-
tens nicht verallgemeinern. Das BAGhatteinder Sache über
dieZulässigkeiteinerBetriebsvereinbarungzubefinden. Die-
se sah unter anderem vor, dass aufgezeichnete Bilddaten
spätestens60TagenachErstellunggelöscht werden müssen–
essei denn, sie werdenzurBeweissicherungbenötigt. DasBAG
stellte hierzuimWege der gesetzes- undverfassungskonfor-

menAuslegungfest, dass die gewonnenenBilddaten„unver-
züglich“ zulöschensind, wennsie zur Erreichung des Zwe-
ckes nicht mehrerforderlichsind. Das Unternehmendarf mit
anderen Wortendie Datennicht undifferenziert 60Tage auf-
bewahren, sondernhat diesefürdenFall, dasssiezurBeweis-
sicherungnicht benötigt werden, sofort zulöschen.

MachtesalsoSinn, wennsichderArbeitgeber mitdenArbeitneh-
mervertretungenineiner Betriebsvereinbarung über die Einzel-
heiteneiner beabsichtigtenVideoüberwachung verständigt?
Ulrich Dieckert: Das machtnichtnurSinn, sonderndieArbeit-
nehmervertretungenhabengemäß§87 Abs. 1 Nr. 6 Betriebs-
verfassungsgesetz sogar einen Anspruch darauf. Danachist
der Betriebsrat zu beteiligen, wenn der Arbeitgeber techni-
scheEinrichtungenbetreiben will, diegeeignet sind, dasVer-
halten oder die Leistung der Beschäftigten zu überwachen.
Dies gilt allerdings nur in größeren Unternehmen, die dem
Betriebsverfassungsgesetz unterliegen. In kleineren Betrie-
benbleibt denArbeitnehmerninder Regel nur der Wegzum
Arbeitsgericht, wenn sie sich mit demArbeitgeber über die
Angemessenheit vonÜberwachungsmaßnahmenstreiten.

Wielässt sich nunetwa dierechtzeitige Löschung von den Be-
troffenenkontrollieren? Gibt es ein Recht die erhobenenVideo-
dateneinzusehen?
Ulrich Dieckert: DieseFragenlassensich miteinervernünfti-
gen Betriebsvereinbarung regeln. Häufig erfolgt bereits die
SichtungundAuswertungdererhobenenBilddatenunter der
Beteiligungdes Betriebsrates. Dabei wirdjederEingriffindas
Systembis hin zur Löschung dokumentiert. Bildsequenzen,
mit denen der Beweis für ein späteres Verfahren gesichert
werdensoll, werdeninder Regel aufgesonderteSpeicherme-
dienübertragen. SodannhateineLöschungderimSystemge-
speicherten Daten dergestalt zu erfolgen, dass diese nicht
mehr reproduzierbar sind. I mZweifel sollte man sich dies
durch die zuständigen Systemtechniker bestätigen lassen.
GibteskeineBetriebsvereinbarung, sokannjeder Mitarbeiter
gemäß§34BDSGAuskunft darüber verlangen, welche Daten
überihnerhobenwordensind. DerAnspruchaufLöschunger-
gibt sich dann aus §6b Abs. 5 BDSGsowie aus allgemeinen
Grundsätzen, §35 BDSG.

Was passiert, wenn Unternehmen den durch Gesetz oder Be-
triebsvereinbarungvorgesehenenLöschpflichtennicht entspre-
chen?
Ulrich Dieckert: In diesemFall kann der örtlich zuständige
Landesdatenschutzbeauftragte dem Unternehmen gemäß
§ 38 Abs. 5BDSGimWegederAnordnungentsprechendeAuf-
lagen machen und bei Nichtbefolgung den weiteren Betrieb
derAnlageunterAndrohungvonZwangsgeldernuntersagen.
Wird diesen Anordnungen nicht Folge geleistet, kann die
Behördegemäß§43Abs. 1 Nr. 11 BDSGauchBußgelderbiszu
50.000 €verhängen. Den Arbeitnehmern bleibt es daneben
unbenommen, ihre Rechte vor den zuständigen Gerichten
geltendzu machen. DenUnternehmensolltevordiesemHin-
tergrundklar werden, dassdieVerletzungdatenschutzrechtli-
cher Pflichtenschonlange kein„Kavaliersdelikt“ mehr dar-
stellt. Ichempfehledaher, dasThemaaktivanzugehenundim
Betriebvor allenDingenfürTransparenz zusorgen.


